
Warum  Atomenergie  keine
grüne Alternative ist.
Von Flo Schwerdtfeger, November 2022

Wie schön könnte die Welt sein, wenn Atomenergie wirklich das wäre, was
alle  immer  versprechen:  klimaneutral,  günstig,  immer  verfügbar  und
natürlich hoch sicher. Aber leider ist es nichts davon. Der Abbau und die
Endlagerung  haben  große  Umwelteinflüsse,  die  für  die  Stromerzeugung
eingesetzten  Stoffe  sind  genauso  fossil  wie  Gas,  Kohle  und  Öl  und  die
Sicherheit  der  Kernkraftwerke  ließ  sich  diesen  Sommer,  sowohl  in
Frankreich, als auch in der Ukraine beobachten. Und das Thema Kernkraft
wird immer wieder auf den Tisch gebracht, sei es zur Rettung der Welt vor
dem Klimawandel oder um uns trotz der Sanktionen gegenüber Russland
durch den Winter zu bringen, ungeachtet der jahrzehntelangen Kämpfe der
Anti-Atomkraft-Bewegung.  Die  sinnvollen  und  bereits  oft  genannten
Alternativen werden hingegen weiter blockiert oder nur mit der Kneifzange
angefasst: Windkraft und Photovoltaik laufen so schleppend weiter wie sonst
auch, Wärmeerzeugung über Biogas wird durch Monokulturen ad absurdum
geführt und mit bloßer Energieeffizienz in der Dämmung von Gebäuden oder
dem Verkehr bräuchten wir gar nicht erst anfangen. Müssen wir aber! Und
einen kleinen Überblick soll dieser Artikel leisten.

Atomenergie

Wie  eingangs  erwähnt  ist  die  Sicherheit  der  Atomkraftwerke  von  ihrem
Umfeld abhängig. Man denke an die Katastrophe im japanischen Fukushima
zurück,  wo  ein  Tsunami  eine  Nuklearkatastrophe  auslöste.  Die  AKWs in
Frankreich  mussten  diesen  Sommer  heruntergefahren  werden,  da  die
Wasserversorgung nicht gewährleistet werden konnte. Das Wasser ist für die
Stromerzeugung durch Kernspaltung jedoch notwendig. Es wird benötigt, um
das  erhitzte  Wasser,  welches  die  Brennstäbe  umgibt,  abzukühlen.  Ohne
dieses  Wasser  würde  das  Kraftwerk  überhitzen.  Grund  für  die
Wasserversorgungsprobleme in Frankreich war die anhaltende Dürre diesen
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Sommer. Angesichts des Klimawandels wird die nächste Dürre nicht lange
auf sich warten lassen. Weiteres großes Katastrophenpotenzial liegt in der
Ukraine. Da die Ukraine größtenteils ihren Strom aus AKWs bezieht, laufen
diese trotz Krieg weiter und sind hochgefährdet. Einerseits könnte Russland
durch ihre Eroberung die Hoheit über die Stromproduktion weiter Teile des
Landes gewinnen und damit massiv an Macht gewinnen. Andererseits können
Kämpfe in direkter Nähe zu Explosionen und damit zu unüberschaubaren
Kettenreaktionen führen.

Doch nicht nur Kriege und Naturkatastrophen machen AKWs zu tickenden
Zeitbomben. Es ist auch die Technologie an sich, die eine große Gefahr für
Mensch und Natur darstellt. Atomkraftbefürworter_Innen führen oft an, dass
bei der Verstromung lediglich ungefährlicher Wasserdampf entsteht. Das ist
korrekt: Die Brennstäbe zerfallen, erhitzen dadurch einen Wasserkreislauf
und dieser treibt eine Turbine an. Allerdings ist das Uran oder Plutonium,
welches benötigt wird, auch endlich auf diesem Planeten. Außerdem wird bei
der  Förderung  dessen  CO2  und  Radioaktivität  freigesetzt  und  bei  der
Verstromung entsteht waffenfähiges Material. Das größte Problem liegt in
der Endlagerung der radioaktiven Materialien. Bisher müssen alte Zechen
herhalten, in der Hoffnung sie liegen in erdbebensicheren Gebieten und in
die  Höhlen  tritt  kein  Wasser  ein,  welches  die  Metallfässer  zum Rosten
bringen  könnte.  Dabei  reagiert  radioaktives  Material  immer  mit  seiner
Umwelt und stellt damit eine unmittelbare Bedrohung mit unvorhersehbaren
Folgen dar.

Erneuerbare Energien

Doch  sind  erneuerbare  Energien  tatsächlich  bessere  Alternativen?  Die
meisten kennen Wind, Wasser und Sonne, sowie auch Biogas. Zurzeit besteht
allerdings  das  Problem,  dass  all  diese  Technologien  noch  unter
kapitalistischen Umständen eingesetzt  und produziert  werden.  Für Solar-
und  Windkraft  werden  unter  ausbeuterischen  Verhältnissen  der
Arbeiter_Innen und der Umwelt die nötigen Ressourcen abgebaut und die
Frage  des  Recyclings  bleibt  ebenfalls  weiter  offen.  Die  großen
Wasserkraftwerke  bzw.  eher  die  anliegenden  Stauseen  überfluten
weitreichenden Gebiete bei ihrem Anstauen, wobei Lebensräume für Tiere



und Pflanzen zerstört  werden.  Und beim derzeitigen Einsatz  von  Biogas
werden  landwirtschaftliche  Flächen  aus  der  Lebensmittelproduktion
entnommen und dort stattdessen hochenergetische Pflanzen angebaut. Wir
sehen also, dass nur die Umstellung wie wir Strom produzieren nicht Klima
und Umwelt  retten wird.  Einher muss auch der gesellschaftliche Wandel
gehen rund um die Frage wie wir mit Energie in Zukunft umgehen wollen.
Das heißt, es ist nicht nur zentral wie Energie gewonnen wird, sondern auch
zu welchem Zweck, in welchem Wirtschaftssystem und wer die Kontrolle
darüber  hat.  Grüne  Technologie,  die  auf  die  Maximierung  von  Profit
ausgerichtet ist, wird nie völlig nachhaltig sein, da der Hunger nach Profit
letztlich über den Bedürfnissen von Mensch und Natur steht. Eine Solarzelle,
die  nie  kaputt  geht  und  ewig  funktioniert,  wird  dem  produzierenden
Unternehmen weniger Geld einbringen, als ein Modell, das nach gewisser
Laufzeit  wieder  ersetzt  werden  muss.  Die  Energiewende  ist  deshalb  ein
Prozess,  der  nur  erfolgreich  sein  wird,  wenn  er  demokratisch  von  den
Beschäftigten der Energieproduktion und den Konsument_Innen organisiert
und kontrolliert wird.

Wo steht die Politik?

Der Krieg Russlands gegen die  Ukraine befördert  nun die  Probleme der
Energiepolitik weiter.  Anstatt  auf das Fehlen des Gases mit  dem Umbau
unserer Energieinfrastruktur zu reagieren,  wird das ganze Repertoire an
fossilen Systemem aufgefahren. Es wird Gas in Katar und den USA gekauft
und eingeschifft, die Kohleverstromung wird weiter befeuert, Lützerath wird
abgebaggert und der Atomausstieg wird aufgeschoben. Es wird alles getan,
außer die Erneuerbaren zu fördern. Obwohl uns diese nicht nur mit den
nötigen Energien beliefern könnten, sondern auch unabhängig gegenüber
dem Öl, Gas und Uran der Despoten machen. Und trotzdem beharren von
FDP, CDU bis zur AfD alle auf diesen Lösungen für die Energiekrise. Diese
Parteien nutzen die Krise für einen Rollback um die Errungenschaften der
letzten Jahre Klimaschutzbewegung ungeschehen zu machen. Aber es gab da
doch  noch  eine  Partei,  die  für  Klimaschutz  steht,  in  deren  DNS  die
Gegnerschaft  gegen  Atomkraft  eingewoben  ist.  Die  Grünen!  Tja,  in  der
Regierung und der Realpolitik verschwinden dann auch ihre Ideale.



Was ist nun aber unsere Perspektive?

Wir stehen nun vor dem Problem, dass der Winter aller Wahrscheinlichkeit
nach teuer wird, aber

dank  Klimawandel  vielleicht  nicht  kalt.  Außerdem  stehen  wir  vor  dem
Problem, dass wir zwar zu

Recht auf 20 Jahre und mehr vertanen Ausbau der Erneuerbaren Energien
hinweisen müssen, aber

bis zum Winter nicht die technische Transformation geschehen wird.

Alles was uns bleibt ist den Protest zu organisieren. Sowohl für die Lösung
der sozialen Probleme, die wir jetzt schon spüren und die bevorstehen, als
auch  um  den  Klimawandel  zu  bekämpfen.  Es  ist  unsere  Aufgabe,  die
Energiefrage in die Antikrisenbewegung hineinzutragen und deshalb fordern
wir:

sofortiger Stopp der Subventionen für fossile Energien und massiver
Ausbau der erneuerbaren Energien
Deckelung der Energiepreise und Enteignung der Energiekonzerne
und Krisengewinne unter Arbeiter_Innenkontrolle
keine  weiteren  Laufzeitverlängerungen  für  Gas-,  Kohle-  und
Atomkraftwerke
Schluss mit der Zerstörung von Lebensräumen und Dörfern für die
Profite von RWE & Co

Der  Krieg  verschärft  die
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Klimakrise
von Dilara Lorin

Aktuell häufen sich die Ereignisse um den Krieg sowie dessen direkten und
indirekten Folgen auf unser Leben. So
werden in einigen Städten Deutschlands die Erdgasreserven aufgebraucht, in
den Supermärkten indet man kaum planzliches Öl und von den Aufrüstungs-
und Kriegsfantasien der imperialistischen Staaten braucht man gar nicht erst
anfangen. Und auch wenn der letzte globale Klimastreik am 25.03. stattfand,
ist  die  Frage  der  Umweltzerstörung  eine  immer  weiter  in  die  Ferne
rückende. Wir können schnell erkennen, welche Interessen wichtiger sind im
Kampf  gegen die  Umweltzerstörung und wie  viel  wichtiger  Kriegsprofite
zählen. Selbst die Ampelkoalition, die sich als umweltfreundliche Regierung
tarnt, schmeißt den Ausstieg der Kohleverstromung bis 2030 nun ofiziell vom
Tisch zugunsten der Aufrüstung. Der Krieg wird zum Anlass genommen, die
Militärausgaben  um  weitere  100  Milliarden  Euro  zu  erhöhen.  Dabei
übersteigen jetzt schon die globalen Militärausgaben die Ausgaben für den
Klima- und Umweltschutz erheblich.

Ist Russlands Erdgas plötzlich nicht mehr demokratisch genug?

Es ist anzumerken, dass in der Geschichte erneuerbare Energien erst dann
einen Aufschwung erfahren, wenn die imperialistischen Staaten des Westens
merken, dass sie abhängig sind vom Erdöl und Erdgas und nicht wenn es
eigentlich wichtig wäre, um gegen die Umweltzerstörung anzukämpfen. So
verhält es sich aktuell mit dem Erdgas aus Russland, welches in Deutschland
einen erheblichen Anteil am Energie- und Wärmeverbrauch besitzt.
Mehr als 50% des Gases in den Gaskraftwerken stammt aus Russland. Die
bislang unaufgelösten Versprechungen einer
grünen Transformation erhalten nun einen neuen Zweck, indem gesagt wird,
die Abkehr von russischen Energieträgern
diene nicht nur der „nationalen Sicherheit“, sondern auch dem Klimaschutz.
Dabei ist dagegen plötzlich Öl und Gas aus Nicht-Russland gefragter denn je.
Und  mit  dem  möglichen  Beschluss  der  EU-Kommission,  Erdgas  und
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Atomkraft als „grüne“ Technologie einzustufen, ist die Debatte um Erdgas
noch lange
nicht  vom  Tisch.  Begründet  wird  dies  auch  in  Deutschland  mit  dem
Argument, 100% erneuerbare Energien
gehen nicht von heute auf morgen. Der Regierung geht es jedoch überhaupt
nicht darum, wie man auf Öl und Gas verzichten kann. Es ist nur Fassade,
dass dreckiges, blutiges und klimaschädliches Diktatorengas aus Russland
durch grünes Demokratiegas mit Menschenrechtssiegeln ersetzt wird. Denn
die  neuen  Lieferanten  heißen  unter  anderem  Katar,  Saudi-Arabien  oder
Vereinigte Arabische Emirate. Darauf hat der OPEC schon reagiert und die
Förderquoten erhöht, also anstatt weniger Kohle, Öl und Gas abzubauen,
führt es zu mehr Abbau dieser fossilen Energieträger.
Und das russische Gas bzw. Öl bleibt nicht im Boden, es indet zu erheblichen
Preisnachlässen neue Abnehmer_Innen
u.a. in Indien und China. In Deutschland wurde die (obwohl schon fertige)
Nord  Stream  2  Pipeline  nicht  in  Betrieb  genommen,  stattdessen  soll
aufwendig verschifftes Frackinggas aus den USA in unsere Heizungssysteme
gepumpt werden. Bei dessen Gewinnung wird Methan freigesetzt, welches
für  das  Klima  87  Mal  schädlicher  als  Kohlendioxid  ist.  Mit  all  diesen
Entwicklungen  ist  jedes  Gerede  über  das  Einhalten  des  1,5-Grad
Klimaschutzziel  zynisch.  Vielmehr  geht  es  um  die  Energieabhängigkeit
Deutschlands  und  in  keinster  Weise  um  das  Verhindern  der
Klimakatastrophe. Man will eigentlich eine neue Handelsrealität schaffen, in
welcher Russland eine feindliche Militärmacht ist.
Gas ist eine Ware, die Profit verspricht, und als Brückentechnologie darum
vor allem erneuerbare Energien vom Tisch
schmeißt. Es werden im kapitalistischen System, in welchem es nur um die
Proitmaximierung geht, keine Investitionen in Windparks, Solarkraftwerke
oder andere erneuerbare Energien gesteckt, wenn Gas mehr Proit erzielt.
Zurzeit wird es
auch zum Instrument der Machtausübung, also zur Waffe im Kampf um die
Neuaufteilung  der  Welt  –  der  Rest  ist  moralische  Reinwaschung
imperialistischer  Machtpolitik.  Wir  erkennen  deutlich,  von  einer
tatsächlichen  Wende  in  der
Energieversorgung ist nichts zu erkenne. Der Krieg dient also als Vorwand



dafür, konkrete Maßnahmen für den Klimaschutz zu blockieren, und wird
gleichzeitig  als  Gelegenheit  dargestellt,  endlich  mit  dem  Klimaschutz
anzufangen.  Was  aber  Krieg  in  Wahrheit  mit  den  menschlichen
Lebensgrundlagen in Verbindung bringt, ist nicht deren Rettung, sondern
Vernichtung.  Und  das  Klima  ist  nur  eine  der  Bedrohungen  der
Lebensgrundlage.

Wie verstärken Kriege selbst die Klimakrise?

Kriege  dienen  im  Kapitalismus  dazu,  dass  imperialistische  Staaten  ihre
Macht  weiter  ausbauen  können,  Interessen  der  Kapitalist_Innen  zu
verteidigen,  Ressourcen sowie Land aufzuteilen und der Vernichtung der
Überproduktion  durch  Zerstörung  der  feindlichen  Wirtschaft.  Die  Kriege
sowie die drohende Klimakatastrophe sind dabei nur einige Facetten eines
kaputten und krisenhaften Systems; nur eine, der von Menschen entfesselten
Gewalten gegen Menschen. Auch haben Kriege, Aufrüstung und Militarismus
einen der größten Anteile an der Umweltzerstörung. Einerseits entstehen bei
der Produktion von Waffen, Fahrzeugen, Jets, Schiffen und Raketen enorme
Treibhausgase. Militärvehikel und Flugzeuge schlucken riesige Mengen an
Treibstoff in Übung und Einsatz. Alleine das US-Militär emittierte mehr als
Länder, wie Schweiz und Dänemark und die Ausgaben der US-Regierung im
Irakkrieg hätten ausgereicht, um ein Viertel der Energieproduktion der USA
durch Windkraft zu ersetzen. Der Krieg in Afghanistan hätte das dann auf
drei  Viertel  erhöhen  können!  Andererseits  werden  durch  militärische
Aktivitäten  die  Lebensgrundlagen  der  Menschen  zerstört  (Boden,  Luft,
Grundwasser,  Natur,…),  auf  dessen  Rücken  diese  Kriege  ausgetragen
werden. Dabei wird oft die Natur mit Absicht zerstört so wie die USA in
Vietnam, welches durch die bewusste Nutzung vom Entlaubungsgift „Agent
Orange“ nach Schätzungen 14 bis 44 Prozents seiner Wälder verlor. An den
Spätfolgen des Giftes leiden heute noch etwa eine Millionen Menschen. Auch
werden  regelmäßig  bei  militärischen  Auseinandersetzungen  Wälder
verbrannt oder abgerodet, um ein besseres Sichtfeld zu erhalten, so wie im
Konlikt zwischen Armenien und
Aserbeijan oder dem türkischen Regime gegen die kurdische Guerilla. Die
aktuellen  Auswirkungen  des  Ukraine  Krieges  auf  das  globale



Nahrungsmittelsystem werden  rund  um den  Globus  zu  spüren  sein  und
treffen dann vor allem die Ärmsten und Arbeiter_Innen weltweit.

Was können wir tun?

Waffenlieferung,  mehr  Aufrüstung  oder  Sanktionen,  wie  es  die
Ampelregierung und auch große Teile der Umweltbewegung fordern, sind
nicht  die  Lösung  und  nicht  der  Weg,  um  gegen  die  Auswüchse  des
kapitalistischen
Systems  zu  kämpfen.  Umweltzerstörung,  Krieg,  Ausbeutung,  Vertreibung
sind  nicht  unterschiedliche  und  ohne  Verbindung  zufällig  auftretende
Erscheinungen, sondern sind Teil dieses Systems, tief miteinander verlochten
und  gegenseitig  bedingt.  Im  Krieg  müssen  Revolutionär:innen  in
imperialistischen Ländern gegen die eigenen Regierungen kämpfen und sich
nicht nur solidarisch mit den Antikriegsbewegungen der anderen Ländern
zeigen,  sondern  gemeinsam  international  organisieren.  Klima-Aktivismus
muss  auch  eine  antikapitalistische  und  damit  auch  letztlich  eine
Antikriegsbewegung darstellen.  Aktionen des zivilen Ungehorsams dürfen
nicht nur gegen Kohlegruben und Abholzung stattinden,  sondern müssen
auch  Rüstungsirmen  und  Militärtransporte  betreffen,  so  wie  es  die
Arbeiter:innen in Griechenland, Italien und Belarus uns vormachen, in dem
sie  Waffenlieferungen  boykottieren.  Ende  Gelände  hat  dabei  Ende  März
schon einen Anfang gemacht. Wir müssen Perspektiven aufwerfen für die
Arbeiter:innen in diesen Betreiben, denn letztendlich sind sie es,  die mit
Streiks das Rad zum Stehen bringen können. Schlussendlich müssen wir uns
organisieren und eine Antikriegsbewegung aufbauen, die all diese Kämpfe
verbindet.

Dem System den Stecker ziehen!
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Zehntausende für sofortigen Atomausstieg

Am Samstag den 28.  Mai 2011 gingen in 21 Städten Deutschlands über
160´000 Demonstrant_innen auf die Straße, um gegen Atomkraft und die
Energiepolitik  von  Schwarz-Gelb  zu  protestieren.  Die  Demonstrationen
fanden nicht zufällig gegen Ende Mai statt. Nachdem die Bundesregierung
im  März  unter  dem  Druck  der  Ereignisse  in  Fukushima  und  den
Massenprotesten in Deutschland sich für das Atommoratorium entschied, ist
nun,  nachdem  die  „Ethikkommission“  ihren  Bericht  vorgelegt  hat,  die
Entscheidung  über  die  künftige  Atom-und  Energiepolitik  gefasst  worden.

Kein Vertrauen in Schwarz-Gelb…

Bereits  im  März  war  vielen  klar,  dass  das  Atommoratorium  nur  eine
politische Finte von CDU/CSU und der FDP war, um nicht all zu sehr bei den
Landtagswahlen  abgestraft  zu  werden.  Darüber  hinaus  jedoch  sollte  der
Widerstand gegen die Regierungspolitik auf der Straße geschwächt werden.
Das Atommoratorium, unter dem die sieben ältesten Kernkraftwerke im März
abgeschaltet wurden und ein weiteres in Krümmel, das bereits seit 2009 vom
Netz ist, wird nun weiterhin bestehen bleiben. Die Atomkraftwerke sollen
angeblich bis spätestens 2022 abgeschaltet werden. Was letztlich nur die
Rückkehr zu dem faulen Atomkompromiss ist, den Rot/ Grün 2003 mit den
Energiekonzernen  aushandelten.  Doch  warum  darf  s ich  die
Antiatombewegung  damit  nicht  zufrieden  geben?

Die Ethikkommission, die von Angela Merkel eingesetzt wurde und sich aus
Vertreter_innen aus „Wirtschaft, Wissenschaft und Kirche“ zusammensetzt,
schlug nun einen Ausstieg aus der Atomkraft innerhalb der nächsten zehn
Jahre vor. Genauer gesagt wird dies wohl einen Ausstieg bis 2022 bedeuten.
Unabhängigen  Experten  zufolge  wäre  jedoch  bereits  bis  2015  ein
vollständiger Ausstieg möglich. Ein „vollständiger Ausstieg“ ist deshalb so
wichtig, weil innerhalb der schwarz-gelben Koalition vor allem die FDP in
Erwägung zieht, die Laufzeiten von älteren Kraftwerken einfach auf neuere
zu übertragen. Diesem Vorschlag nach würde das letzte AKW eben nicht
2022 vom Netz gehen.



Auch die Alternative, die Schwarz-Gelb zum Atomstrom anbietet, ist reiner
Hohn. Sie schlägt vor, bis 2022 rund 35% des deutschen Energiebedarfs
durch erneuerbare Energien zu decken. Die momentane Energieerzeugung
durch Atomkraft beträgt in etwa 22% , die von regenerativen Energien rund
17%. Wer nachrechnet erkennt recht schnell, dass dieses Angebot auch den
Ausbau von Kraftwerken, die mit fossilen Brennstoffen betrieben werden,
einschließt.  Auch  zeichnet  sich  schon  jetzt  im  Zuge  der  Novelle  des
Erneuerbare-Ernergien-Gesetzes  (EEG)  ab,  dass  bevorzugt  erneuerbare
Energien  gefördert  werden  sollen,  die  für  die  großen  kapitalistischen
Energiekonzerne  von  Interesse  sind.  So  sollen  beispielsweise  Offshore-
Windparks, welche aufgrund ihrer enormen Investitionskosten nur für das
Großkapital infrage kommen, stärker gefördert werden als Windkraftanlagen
an Land. Nebenbei würde dies auch zu einer weiteren Verschiebung der
ohnehin problematischen Erzeugungsüberkapazitäten nach Norddeutschland
führen und den Ausbau der Windenergie im energiehungrigen industriellen
Süden weiter blockieren. Die geplante weitere Reduzierung der Förderung
von Solarenergie schlägt in die selbe Kerbe, da damit ebenfalls der Weg für
eine  Zentralisierung  der  Energieerzeugung  unter  Kontrolle  der
Energiekonzerne  geebnet  wird.  Mittelfristig  wird  den  jetzigen
Atomkonzernen also eine rentable Alternative zu ihren Gelddruckmaschinen
Atommeiler geschaffen.

Die jetzige Energiewende ist also zweierlei. Erstens ist sie immer noch ein
eindeutiges Milliardengeschenk an die Betreiber von Atomkraftwerken, die
schon  viel  zu  lange  eine  lebensbedrohliche  und  ersetzbare  Technologie
verwenden. Zweitens ist es ein doppeltes Milliardengeschenk an genau die
gleichen Energiekonzerne, die anstatt erneuerbare Energien zu erforschen
und auszubauen, mit alten Technologien und Energiegewinnungsmethoden,
wie Kohle-oder Gasverbrennung noch mehr Geld abschöpfen wollen.

Wer für den Atomausstieg bezahlen soll, ist für die Regierenden und das
Kapital  keine  Frage.  Eindeutig  gaben  alle  zu  verstehen,  dass  die
Energiewende  sich  auf  die  Strompreise  auswirken  werde.  Bereits  jetzt
machen indirekte Steuern 40% der Strompreise aus, die die Lohnabhängigen
und die breite Bevölkerung bezahlen müssen.



Was  Schwarz-Gelb  jetzt  also  als  Läuterung  in  Fragen  Energiepolitik
verkaufen will, ist nicht mehr als ein Kompromiss mit E.ON, Vattenfall, RWE
und EnBW, die  ihre  Profite  ab 2022 nicht  in  der  Atomkraft,  sondern in
fossilen Brennstoffen und erneuerbaren Energien finden sollen. Doch selbst
das ist, wie wir nach den Laufzeitverlängerungen 2003 und 2010 gesehen
haben, keineswegs klar.

Energiepolitik und Klassenkampf?

Das gegen die Lobbypolitik von FDP und CSU/CDU gekämpft werden muss
ist  eigentlich  allen  klar.  Auch  die  meisten  Teilnehmer_innen  der
Demonstrationen  wissen  in  wessen  Sinne  die  Regierungskoalition  Politik
macht. Es sind die Energieriesen E.ON, Vattenfall, RWE und EnBW, für die
dort die Atomkraft gerettet werden soll. Oder besser gesagt, es geht um die
fetten Profite, die sich ein nicht unbedeutender Teil des deutschen Kapitals
dadurch  erhofft.  Diese  scheinbare  Binsenweisheit  versuchen  viele
Führer_innen der Bewegung jedoch zu verschleiern. Natürlich können auch
sie schwer leugnen, dass es den Betreibern darum geht, sich die Gewinne zu
sichern.  Die  eigentliche  Frage,  vor  der  die  bürgerlich  reformistischen
Führungen Angst  haben,  ist,  mit  welchem Klassencharakter  die  Proteste
gegen die Energiepolitik geführt werden.

Momentan  wird  der  Protest  von  der  Führung  auf  die  bloße  Frage  der
Atomkraft reduziert. In einigen Fällen diskutieren insbesondere die Grünen
natürlich auch, dass man diese durch erneuerbare Energien ersetzen solle.
Was aber überhaupt keine Rolle spielt, ist wer die „Energiewende“ bezahlen
soll. Geschweige denn, wer in Zukunft entscheiden soll, was für Strom, durch
wen,  wo  produziert  wird.  Nicht  darüber  zu  sprechen  heißt,  die
Energiegewinnung  in  den  Händen  derer  zu  lassen,  die  sie  momentan
kontrollieren: die Kapitalist_innen!

Es ist nicht erstaunlich, dass die Reformist_innen aus SPD und LINKE, sowie
bürgerliche  Parteien,wie  die  Grünen,  kein  Interesse  daran  haben  diese
Fragen  aufzuwerfen.  Bestürzend  ist,  dass  es  so  wenige  der  „radikalen
Linken“ gibt, die der Meinung sind, dass man diese Frage gezielt und offen in
die ökologische Bewegung tragen muss. Die Frage der Energiegewinnung ist



eine der zentralen Fragen der industriellen kapitalistischen Produktionsweise
und damit auch eine entscheidende Frage für den Klassenkampf.

Zudem  gibt  es  momentan  eine  Massenbewegung  auf  den  Straßen
Deutschlands, die das Thema der Energieversorgung anspricht. Das sie dabei
bürgerliche Illusionen in sich trägt und eine bürgerliche Führung hat, sollte
aber Linke und Kommunist_innen nicht davon abhalten, in diese Bewegung
zu intervenieren. Immerhin ermöglicht erst die Teilhabe an der Bewegung
eine Kritik gegenüber reformistischen und bürgerlichen Positionen. Was wir
wollen ist nicht die Grünen, SPD oder die LINKE zu decken. Wir wollen ihnen
das Zepter aus der Hand nehmen! Dafür ist es aber unerlässlich, der Basis
dieser Parteien die Unfähigkeit und den Unwillen ihrer eigenen politischen
Führung zu zeigen, die Bewegung tatsächlich zum Sieg zu führen.

Weiter kämpfen, aber für was?

Wir denken, dass die grundlegende Intention der Bewegung, nämlich gegen
die Atomkraft zu protestieren, richtig ist. Die Atomkraft ist eine gefährliche
Technologie, die historisch ausgedient hat. Das ist auch der Grund, warum
wir uns an dieser Bewegung beteiligen.

Wir glauben aber auch, dass die reine Ablehnung der Atomkraft nicht genug
ist. Eine Alternative ist nötig, und diese besteht im Ausbau der erneuerbaren
Energien und ihrer Erforschung. Die Problematik der Energieversorgung im
Allgemeinen darf aber nicht losgelöst vom Kapitalismus betrachtet werden.
Die bürgerliche Gesellschaft ist offensichtlich nicht dazu in der Lage, die
erforderliche „Energiewende“ zu bewerkstelligen. Dort wo sie es versucht,
leiden die Lohnabhängigen und Milliarden von Menschen. Wir erinnern uns
an die Folgen, die die Herstellung und Förderung von sog. Biosprit in Bezug
auf Lebensmittelpreise und Umweltzerstörung hatte und hat, oder an die
Unfähigkeit der Industrienationen, den Klimawandel aufzuhalten.

Besonders in der Energieerzeugung stellt  sich ganz akut die Frage,  wer
letztlich entscheidet, wie und auf wessen Kosten sie stattfinden soll. Sollen es
die  Kapitalist_innen  sein,  die  auf  Kosten  der  Arbeiterklasse  und  der
Menschheit Energie erzeugen, oder soll es die Arbeiterklasse sein? Unserer



Meinung  nach  kann  die  Antwort  nur  die  Enteignung  der  großen
Energiekonzerne und die Verstaatlichung unter Arbeiterkontrolle sein!

Unsere  Antwort  auf  die  kapitalistische  Energiegewinnung  ist  keine
individualisierte  Energiegewinnung,  wie  es  viele  „ökologische  Linke“
vorschlagen.  In  einer  globalen  Welt,  die  durch  eine  moderne  Industrie
gekennzeichnet ist, brauchen wir eine gesellschaftliche Organisationsform,
die durch Räte und zentrale Strukturen gekennzeichnet ist. Das gilt nicht nur
in der Energiegewinnung. Das bedeutet jedoch letztlich, dass die Frage
der zukünftigen Energiegewinnung enger mit der sozialistischen Revolution
verbunden ist, als dies viele „radikale Linke“ glauben mögen. Es ist daher für
uns nicht nur von großer Wichtigkeit innerhalb der Antiatombewegung für
eine  proletarische  revolutionäre  Perspektive  zu  kämpfen,  sondern  auch
innerhalb  der  Arbeiter-und  Jugendbewegung  selbst,  speziell  unter  ihren
bewusstesten Schichten.

Eine  sichere  und  saubere  Energiegewinnung  kann  der  Kapitalismus  nie
gewährleisten. Er zerstört willentlich die Natur und verunreinigt die knappen
Ressourcen unserer Erde, um seine eigenen Profite zu sichern. Der Kampf
gegen  den  Kapitalismus  wird  heutzutage  immer  mehr  zu  einer
Überlebensfrage der Zivilisation, so wie wir sie kennen. Dabei sollten wir uns
jedoch nicht in katastrophistischer Angstmache verfangen. Diese spielt nur
den Kapitalist_innen in die Hände und desorganisiert den Widerstand. Eine
andere Welt ist möglich und sie wird durch die organisierte, revolutionäre
Arbeiterklasse  und  die  unterdrückten  Schichten  wie  auch  der  Jugend
erkämpft  werden.

ONE SOLUTION – REVOLUTION


